
 
Dringlicher Berichtsantrag  
des Abg. Dr. Andreas Jürgens  
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und Fraktion 
betreffend Mitteilungen der Staatsanwaltschaft an die  
Landesärztekammer 
 
 
 
Nach Medienberichten wurden in Hessen nicht nur alle Ermittlungsverfahren 
gegen Ärzte, die von dem Pharmaunternehmen "Ratiopharm" Geld für die 
Verordnung bestimmter Medikamente genommen haben sollen, eingestellt, 
sondern es unterblieb auch eine Mitteilung an die Landesärztekammer, damit 
diese berufsrechtliche Konsequenzen hätte prüfen können.  
 
Die Landesregierung wird ersucht, in der nächsten Sitzung des Rechts- und 
Integrationsausschusses über folgenden Gegenstand zu berichten: 
 
1. Trifft es zu, dass die Staatsanwaltschaften bisher die Landesärzte-

kammer nicht über Ermittlungsverfahren gegen Ärzte und anderes 
Heilpersonal unterrichten, auch wenn ein sogenannter "berufsrechtli-
cher Überhang" in Betracht kommt? 

 
2. Teilt die Landesregierung die Auffassung, dass die Annahme von 

finanziellen Zuwendungen für die Verordnung bestimmter Medika-
mente bei den betroffenen Ärzten einen berufsrechtlichen Verstoß 
darstellt? 

 
3. Welche Maßnahmen sehen die berufsrechtlichen Regelungen der 

Heilberufe für solche Fälle vor? 
 
4. Sind die Staatsanwaltschaften berechtigt oder gar verpflichtet, die 

Landesärztekammer über Ermittlungsverfahren gegen Ärzte, die für 
die Verordnung bestimmter Medikamente Geld erhalten haben, zu in-
formieren? 

 
5. Falls ja, warum erfolgte eine solche Information in den Fällen der 

Firma Ratiopharm nicht? 
 
6. Falls nein, was gedenkt die Landesregierung zu tun, um eine recht-

zeitige Information der Landesärztekammer künftig sicherzustellen? 
 
7. Wurden der Landesärztekammer inzwischen die notwendigen Informa-

tionen aus den Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaften übermit-
telt? 

 
8. Falls ja, sind der Landesregierung bereits Entscheidungen der Lan-

desärztekammer bekannt? 
 
Wiesbaden, 28. Oktober 2009  
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Dem 
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